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Editorial

<

die nächste große Tarifrunde 
wirft ihre Schatten voraus. Der 
TVöD für Bund und Kommunen 
läuft zum Jahresende aus und 
dementsprechend trafen sich 
der Bundesvorstand und die 
Bundestarifkommission ge-
meinsam am 9. Oktober 2024 
in Berlin, um die Forderung für 
diese Tarifverhandlungen zu 
beschließen.

Am Ende des Tages wurde be-
schlossen, eine Entgelterhö-
hung mit einem Volumen von 
8 Prozent zu fordern, mindes-
tens jedoch 350 Euro monat-
lich. Neu ist, dass nicht, wie 
 bislang üblich, eine lineare Ent-
geltforderung in konkreter 
Höhe gefordert wird, sondern 
ein Volumen (8 Prozent) als For-
derung der Entgelterhöhung 
benannt wird. Das bedeutet, 
dass sämtliche „Nebenforde-
rungen“, die bezüglich des 
 Arbeitsentgelts aufgestellt 
wurden, beim geforderten Vo-
lumen angerechnet werden. 
Eingerechnet werden beispiels-
weise Erhöhungen der Zuschlä-
ge für Schichtarbeit, Bereit-
schaftsdienst, Rufbereitschaft 
und auch die Zeitzuschläge für 
Überstunden, Nacht-, Sonn-
tags- und Feiertagsarbeit. Ich 
will diese „Volumenforderung“ 
nicht bewerten, sondern ledig-
lich erläutern. Spätestens beim 
Tarifergebnis werden wir wis-
sen, ob dies ein Modell für die 
Zukunft sein kann. Als weitere 
Forderung wurde die Arbeits-
zeit in den Blick genommen. 
Gefordert werden drei zusätz-
liche Urlaubstage sowie ein 
weiterer freier Tag nur für Ge-
werkschaftsmitglieder. Zudem 
fordert der dbb die Einrichtung 
eines überaus flexiblen Arbeits-
zeitkontos und eine Neurege-
lung zur Altersteilzeit, die be-
kanntlich ausgelaufen ist. Für 
die Auszubildenden fordert er 
eine Anhebung des Ausbil-
dungsentgelts um 200 Euro im 
Monat sowie die unbefristete 

Übernahme nach erfolgreicher 
Beendigung der Ausbildung.

Aussagen, dass die kommende 
Tarifrunde besonders heraus-
fordernd wird, wiederholen sich 
bei jeder Tarifrunde. Warum? 
Weil es tatsächlich genau so ist. 
Die Präsidentin der Vereinigung 
der kommunalen Arbeitgeber-
verbände (VKA), Karin Welge, 
hatte bereits ein deutlich gerin-
geres Plus ins Spiel gebracht. 
„Die Inflation wird bei rund 
2 Prozent liegen, das ist eine 
Orientierungsgröße, die auf 
dem Tisch liegt“, sagte sie in 
der Berliner Tageszeitung 
 „Tagesspiegel“. Betroffen von 
dem zu verhandelnden Tarif-
ergebnis sind in erster Linie die 
Tarifbeschäftigten des Bundes 
und der Kommunen. Bei der 
Übertragung auf die Beamten-
schaft und den Versorgungs-
bereich ist nur der Bund als 
Dienstherr betroffen, da der 
Kommunalbereich im Beamten- 
und Versorgungsbereich vom 
Tarifergebnis des TV-L (Tarif-
vertrag der Länder) abhängt.

Der Verband der Privaten Kran-
kenversicherung hat mitgeteilt, 
dass für etwa zwei Drittel der 
privat Versicherten die Beiträge 
zur Krankenversicherung um 
durchschnittlich 18 Prozent-
punkte ansteigen werden.  
Heruntergebrochen auf alle 
Versicherten der privaten Kran-
kenversicherungen bedeutet 
dies einen durchschnittlichen 
Anstieg um 12 Prozent. Grob 
gerechnet bedeutet dies, dass 
rechnerisch die Beamtinnen 
und Beamten etwa 1 Prozent 
weniger Nettolohn zur Verfü-
gung haben werden, was wie-
derum beim 15-prozentigen  
Abstandsgebot zum Grundsi-
cherungsniveau zu berücksich-
tigen ist. Grundsätzlich müss-
ten allein deshalb bezüglich der 
Alimentation eine Überprüfung 
der Besoldung und gegebenen-
falls eine entsprechende Anhe-
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bung erfolgen. Doch durch das anre-
chenbare Partnereinkommen kann die 
Landesregierung hier entspannt bleiben 
und muss nur überprüfen, wann die 
Höhe dieses fiktiven Partnereinkom-
mens gegebenenfalls nach oben ange-
passt werden muss. Auch dieses Beispiel 
zeigt, dass bezüglich der verfassungsmä-
ßigen Alimentation einiges schiefläuft, 
da diese Winkelzüge wohl kaum von 
 unserem Bundesverfassungsgericht so 
gewollt waren. Ein erster Hoffnungs-
schimmer ist der Vorlagebeschluss des 
Oberverwaltungsgerichts Rheinland-
Pfalz an das Bundesverfassungsgericht 
vom 25. September 2024 zur verfas-
sungskonformen Alimentation. Erstmals 
hat sich ein Gericht mit der Situation ei-
nes alleinstehenden, kinderlosen Beam-
ten befasst und die bislang noch nicht 
behandelte Frage erörtert, ob die Be-
zugsgröße der vierköpfigen Beamten-
Musterfamilie des BVerfG auch auf ihn 
weitestgehend uneingeschränkt ange-
wendet werden muss. Die Bejahung 
durch das Oberverwaltungsgericht ist 
absolut in unserem Interesse und liegt 
auf unserer bisherigen Linie.

Zurück zur weniger schönen Erhöhung 
der Beiträge zur privaten Krankenversi-
cherung (PKV) zum 1. Januar 2025. Fakt 
ist, dass die PKV-Beiträge in den letzten 
zehn und auch in den letzten 20 Jahren 
insgesamt weniger stark angestiegen 
sind als die Beiträge zur gesetzlichen 
Krankenversicherung. Gefühlt fallen die 
Erhöhungen in der PKV höher aus, da sie 
seltener vorgenommen werden, dann 
aber in regelmäßig deutlich höherem 
Ausmaß. Grund für diese Misere ist der 
Umstand, dass die PKV-Beiträge nur nach 
Überschreiten von vorgegebenen Schwel-
lenwerten an die tatsächliche Kostenent-
wicklung angepasst werden dürfen. Da-
durch „staut“ sich ein An passungsbedarf 
über mehrere Jahre auf – und muss dann 
durch hohe Einzelschritte vorgenommen 
werden. Aus Sicht des dbb und auch des 
BBW wird daher eine Verstetigung der 
Beitragsanpassung angeregt. Dieser An-
satz ist aber bisher von den Parteien, die 
eine Bürgerversicherung als Ziel haben, 
abgewehrt worden. 

Ende Oktober legte Finanzminister Ba-
yaz den Entwurf für den Doppelhaushalt 
2025/2026 mit einem Volumen von 
136 Milliarden Euro dem Landtag vor. 

Nach der jüngsten Steuerschätzung (28. 
Oktober 2024) muss die Landesregierung 
im Vergleich zur Steuerschätzung im Mai 
für den Doppelhaushalt 2025/2026 mit 
Mindereinnahmen von 1,8 Milliarden 
Euro rechnen. Nicht überraschend ist, 
dass es dennoch bei innerer Sicherheit 
und auch bei Bildung zu Verbesserungen 
kommen soll. In der Regel war der letzte 
Haushalt vor einer Landtagswahl erfah-
rungsgemäß immer ein Haushalt, in dem 
auch der öffentliche Dienst insgesamt 
etwas besser berücksichtigt wurde als in 
den übrigen Haushaltsjahren. Dieses Mal 
können wir dies leider nicht feststellen. 
Wir vermissen Positionen im Haushalt 
für das längst zugesagte Lebensarbeits-
zeitkonto und für eine verlässliche ver-
fassungskonforme Besoldung.

Gerade wenn die Zeiten härter werden, 
erwartet die Bevölkerung einen funktio-
nierenden öffentlichen Dienst. Der aktu-
ell bereits große Arbeitskräftemangel 
wird sich die nächsten Jahre noch konti-
nuierlich vergrößern. Trotz jahrelanger 
Zusagen vonseiten der Politik lässt man 
wieder eine Chance ungenutzt, die Ar-
beitsplätze für mögliche Interessenten 
attraktiver zu gestalten. Hunderttausen-
de Staatsdienerinnen und Staatsdiener 
sowie Versorgungsempfängerinnen und 
Versorgungsempfänger scheinen weder 
bei den Grünen noch bei der CDU im Fo-
kus zu sein, obwohl es bis zur nächsten 
Landtagswahl nur noch weniger als ein-
einhalb Jahre sind.

Herzliche Grüße 
Ihr 
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Einkommensrunde 2025 – Forderungen für zukunftsfähigen öffentlichen Dienst

8 Prozent mehr Geld, mehr Freizeit  
und mehr Selbstbestimmung bei  
der Arbeitszeit
Der dbb hat seine Forderungen für die TVöD-Einkommensrunde 2025 klar 
umrissen: Gemeinsam mit ver.di verlangt er für die rund 2,5 Millionen  
Beschäftigten im öffentlichen Dienst von Bund und Kommunen eine Entgelt-
erhöhung im Volumen von 8 Prozent, mindestens aber 350 Euro pro Monat, 
zusätzliche freie Tage und mehr Selbstbestimmung bei der Arbeitszeit.

Laut der Forderung sollen Be-
schäftigte künftig über ein Ar-
beitszeitkonto entscheiden 
können, ob sie Überstunden 
ausgezahlt bekommen oder 
diese auf das Konto gebucht 
werden sollen. Auszubildende 
und Praktikanten sollen 
200 Euro mehr im Monat be-
kommen. In besonders belas-
tenden Berufen, beispielsweise 
im Gesundheitsbereich, soll es 
höhere Zuschläge geben.

„Ja, unsere Forderungen sind 
ambitioniert, aber sie sind kei-
neswegs zu hoch“, kommen-
tierte der dbb Bundesvorsit-
zende Ulrich Silberbach die 
Forderungen seiner Organisa-
tion. Die Forderungen würden 
sich an dem messen, was ein 
zukunftsfähiger öffentlicher 
Dienst brauche, und nicht an 
dem, was sich die Bundesin-
nenministerin und der Bundes-
finanzminister sowie Stadt-
kämmerer wünschen würden. 
„Wir brauchen endlich Entlas-
tung für die Kolleginnen und 
Kollegen, die unser Land am 
Laufen halten und die Arbeit 
der 570 000 fehlenden Be-
schäftigten im öffentlichen 

Dienst miterledigen“, sagte 
 Silberbach. Zudem müssten 
die Rahmenbedingungen im 
öffentlichen Dienst endlich 
 attraktiver werden, um die of-
fenen Stellen endlich besetzt 
zu bekommen. Zugleich mahn-
te der dbb Vorsitzende: „Wir 
 können in der anstehenden  
Einkommensrunde unseren  
öffentlichen Dienst zukunfts-
fester machen, wir können 
aber auch die Zukunft ein 
Stück weit verspielen.“ Wenn 
man nicht für wettbewerbs-
fähige Arbeits- und Einkom-
mensbedingungen sorge, 
 bestehe die Gefahr, in Konkur-
renz mit der Privatwirtschaft 
auf der Strecke zu bleiben. 
Deshalb müsse alles dafür ge-
tan werden, um den öffentli-
chen Dienst attraktiver zu ma-
chen. Dazu gehörten neben 
mehr Geld vor allem mehr 
Zeitsouveränität und mehr 
Entlastung.

Von der Bundesregierung er-
wartet der dbb, dass sie den 
Tarifabschluss TVöD 2025 zeit- 
und inhaltsgleich auf den 
Beamten- und Versorgungs-
bereich des Bundes überträgt.

 < Einstimmiger Beschluss  

der BTK

Das Forderungspaket zur Ein-
kommensrunde 2025 wurde 
von der Bundestarifkommission 
(BTK) des dbb einstimmig be-
schlossen. Dieses Forderungs-
paket habe sich in dieser Form 
nach den Regionalkonferenzen 
abgezeichnet, erläuterte dbb 
Tarifchef Volker Geyer den BTK-
Beschluss. Natürlich brauchten 
und wollten die Kolleginnen 
und Kollegen mehr Geld. Dass 
die Inflation aktuell nicht weiter 
steige, heiße schließlich nicht, 
dass der aufgetürmte Sockel 
der letzten Jahre verschwunden 
ist. Außerdem bedeute eine 
niedrigere Inflation nicht auto-
matisch, dass die Preise für das 
alltägliche Leben sinken.

Zum Thema Arbeitszeit merkte 
Geyer an: „Auf all unseren Re-
gionalkonferenzen war klar: 
Die Einkommenserhöhung 
steht im Zentrum, aber das 
Thema Arbeitszeit ist auch kei-
ne Zierde am Rande, sondern 
essenziell. Viele Kolleginnen 
und Kollegen schaffen es sonst 
nicht mehr, den immer an-

spruchsvolleren Tätigkeiten 
 gerecht zu werden. Was wäre 
gewonnen, wenn diese Men-
schen dem öffentlichen Dienst 
den Rücken kehrten?“

Die BTK habe sich ihren Forde-
rungsbeschluss nicht leicht ge-
macht, sagte Geyer. Vor allem 
beim Thema Arbeitszeit sei es 
den Kolleginnen und Kollegen 
wichtig gewesen, alle Berufs-
bilder im öffentlichen Dienst 
zu berücksichtigen. Nach lan-
ger Diskussion habe man aber 
einen klaren Beschluss gefasst, 
der, so Geyer, jedoch nur einen 
Wert habe, „wenn wir ihn 
während der Verhandlungen 
nötigenfalls auch mit stabiler 
Aktionsfähigkeit untermauern 
können“. Für die Bundesbeam-
tinnen und Bundesbeamten 
stellte Waldemar Dombrowski, 
neuer dbb Fachvorstand Be-
amtenpolitik, klar, dass der 
Bund vor vielen Jahren einen 
„Zeitkredit“ bei seinen Beam-
tinnen und Beamten aufge-
nommen habe, dessen Rück-
zahlung er von Jahr zu Jahr 
verschiebe. Diese Schuld gelte 
es endlich zu begleichen. Die 
TVöD-Runde beginnt am 
24. Januar 2025, findet am 17. 
und 18. Februar 2025 ihre Fort-
setzung und könnte – im Eini-
gungsfalle – am 16. März 2025 
enden. Alle drei Verhandlungs-
runden finden in Potsdam 
statt.  
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Gesetz über die Anpassung von Dienst- und Versorgungsbezügen

TV-L Tarifabschluss 2023: 
1:1-Übertragung jetzt beschlossene Sache
Jetzt ist es also amtlich: Der Landtag von Baden-Württemberg hat am 
23. Oktober 2024 das Gesetz über die Anpassung von Dienst- und Versor-
gungsbezügen 2024/2025 und zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften 
(BVAnp-ÄG 2024/2025) beschlossen. Mit diesem Gesetz wird in erster Linie 
der TV-L Tarifabschluss vom 9. Dezember 2023 zeitgleich und eins zu eins 
auf die Besoldung und Versorgung übertragen.

Beim BBW ist man allerdings 
nach wie vor der Meinung, 
dass sich das Land bei der 
Übertragung des Tarifergeb-
nisses TV-L vom 9. Dezember 
2023 auf die Beamtinnen und 
Beamten und den Versor-
gungsbereich auf den falschen 
Weg begeben hat.

Laut BVAnp-ÄG 2024/2025 
werden zum 1. November 2024 
die Grundgehälter der Beam-
tinnen und Beamten sowie 
Richterinnen und Richter 
um einen Sockelbetrag von 
200 Euro angehoben. Die den 
Versorgungsbezügen zugrunde 
liegenden Grundgehälter wer-
den ebenfalls um einen Sockel-
betrag von 200 Euro ange-
hoben; hierbei kommt der 
individuelle Ruhegehalts- so-
wie Hinterbliebenensatz zur 
Anwendung. Die übrigen dyna-
mischen Besoldungsbestand-
teile werden wie im Tarifbe-
reich zum 1. November 2024 
um 4,76 Prozent angehoben. 
Dies gilt grundsätzlich auch 
für die übrigen Versorgungs-
bestandteile.

Zum 1. Februar 2025 werden 
die Dienst- und Versorgungs-
bezüge um linear 5,5 Prozent 
erhöht. Die Anwärterbezüge 
und Unterhaltsbeihilfen erhö-
hen sich entsprechend dem 
TV-L Tarifabschluss zum 1. No-
vember 2024 um 100 Euro und 
zum 1. Februar 2025 um weite-
re 50 Euro. Dies bedeutet eine 
zeit- und inhaltsgleiche Über-
tragung des letzten Tarifergeb-

nisses für den öffentlichen 
Dienst der Länder auf die Be-
soldung und Versorgung. Ne-
ben der Übertragung des Tarif-
abschlusses wird mit dem 
Gesetz ein Familienergän-
zungszuschlag für aktive Be-
amtinnen und Beamte einge-
führt. Hintergrund ist die 
Weiterentwicklung des bisheri-
gen Familienbildes einer Allein-
verdienerfamilie als Bezugs-
größe der Besoldung hin zur 
Hinzuverdienerfamilie. Dabei 
wird davon ausgegangen, dass 
neben dem Gehalt der Beamtin 
oder des Beamten seitens des 
Ehegatten beziehungsweise 
der Ehegattin ein zweites  
Einkommen von jährlich min-
destens 6 000 Euro netto  
vorhanden ist. Tatsächlich Al-
leinverdienenden und bei Ehe-
gattinnen beziehungsweise 
Ehegatten mit Erwerbseinkom-
men von weniger als 6 000 
Euro wird auf Antrag ein Fami-
lienergänzungszuschlag ge-
währt.

Zudem werden mit dem 
BVAnp-ÄG 2024/2025 an akti-
ve Beamtinnen und Beamten 
der Besoldungsgruppen A 7 bis 
A 9 in bestimmten Erfahrungs-
stufen für das erste beim Fami-
lienzuschlag zu berücksichti-
gende Kind Nachzahlungen für 
das Jahr 2023 gewährt (vgl. 
Art. 9 BVAnp-ÄG 2024/2025).

Ferner erhöht sich mit diesem 
Gesetz rückwirkend ab dem 
1. Januar 2023 der kinderbezo-
gene Familienzuschlag für drit-

te und weitere Kinder. Diese 
Erhöhung gilt auch im Versor-
gungsbereich.

Die Nachzahlungsbeträge wer-
den insgesamt an die Betroffe-
nen mit den Bezügen für den 
Monat November 2024 ausge-
zahlt.

Das LBV informiert auf seiner 
Homepage neben den An-
spruchsvoraussetzungen für 
einen Familienergänzungs-
zuschlag auch über die Aus-
zahlungsmodalitäten der  
Nachzahlungen des Familien-
zuschlags für die Jahre 2023 
und 2024.

 < Anrechnen eines  

Partnereinkommens 

verfassungsgemäß?

Abgesehen davon, dass der 
BBW das jetzt beschlossene 
BVAnp-ÄG 2024/2025 bereits 
aufgrund des einheitlichen So-
ckelbetrags von 200 Euro und 
der dadurch bedingten Ab-
schmelzung des Abstands 
 zwischen den einzelnen Besol-
dungsgruppen als verfassungs-
rechtlich bedenklich einstuft, 
ärgert man sich in der Organi-
sation insbesondere über die 
Anrechnung von Partnerein-
kommen, die mit einer Weiter-
entwicklung des Familienbildes 
als Bezugsgröße der Besoldung 
zu einer Hinzuverdienerfamilie 
begründet wird. Angesichts 
von anhängigen Verfahren in 
anderen Bundesländern gibt es 
nämlich erhebliche Zweifel an 

der Verfassungsmäßigkeit, 
wenn die amtsangemessene 
Alimentation anders als bisher 
von Partnereinkommen abhän-
gig gemacht wird.

Dem Land wirft der BBW vor, 
es schaffe sich mit dem Part-
nereinkommen als Sparmaß-
nahme ein Instrument, künftig 
jegliche Lücke beim erforderli-
chen Abstand der Alimentation 
von 115 Prozent zur Grundsi-
cherung wegzurechnen. Im 
Jahr 2024 beispielsweise wäre 
das Land nämlich ohne die  
geplante Berücksichtigung  
des Partnereinkommens in 
Höhe von 6 000 Euro mit 
2 381,88 Euro unter den 
115 Prozent des Grundsiche-
rungsbedarfs geblieben und 
hätte die Besoldung entspre-
chend erhöhen müssen.  
Zudem könne die willkürlich 
gewählte Höhe des anrechen-
baren Partnereinkommens in 
Höhe von 6 000 Euro jederzeit 
erhöht werden, sollte die Gren-
ze zur Grundsicherung in Ge-
fahr sein.

Mit dem antragsabhängigen 
Familienergänzungszuschlag 
für Beamtenfamilien mit Kin-
dern, bei denen kein solch 
zweites Einkommen vorhan-
den ist, werden aus Sicht des 
BBW zudem erneut die famili-
enbezogenen Zuschläge außer-
halb der Besoldungstabelle 
ausgeweitet, was das Problem 
des Abstandsgebots noch ver-
stärke. Zudem werde dadurch 
Bürokratie aufgebaut.  
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Haushaltsbegleitgesetz 2025/2026 – BBW nimmt zum Gesetzentwurf Stellung

Der Vorhalt: Geplante Neuregelungen 
blenden die prekäre Personallage aus
Im Rahmen seiner Stellungnahme zum Entwurf des Haushaltsbegleitgesetzes 2025/2026 hat der 
BBW seine Kritik an der vorgesehenen Beibehaltung der Kostendämpfungspauschale sowie der ge-
planten Kürzung der Zuführungen zum Pensionsfonds noch einmal untermauert. Zudem bemängelt 
die Organisation, dass der Gesetzentwurf die inzwischen schon prekäre Personallage im öffentlichen 
Dienst ausblendet.

Statt finanzielle Herausforde-
rungen in die Zukunft zu ver-
schieben, gelte es jetzt, Anreize 
für neues Personal zu schaffen, 
heißt es in der Stellungnahme. 
Angesagt seien die Reduzie-
rung der Wochenarbeitszeit 
und eine Bezahlung, die deut-
lich über den verfassungsrecht-
lichen Untergrenzen liegt. 
Überfällig sei beispielsweise 
die Einführung der seit Jahren 
zugesagten Lebensarbeitszeit-
konten. Darüber hinaus sollte 
in Zeiten akuten Arbeitskräfte-
mangels die Erprobung einer 
4-Tage-Woche im öffentlichen 
Dienst zumindest einer Überle-
gung wert sein. Der Gesetzent-
wurf wurde Ende September 
2024 vom federführenden Fi-
nanzministerium ins Beteili-
gungsverfahren gegeben und 
Ende Oktober in den Landtag 
eingebracht (DS 17/8001).

Mit dem Haushaltsbegleit-
gesetz 2025/2026 sollen ge-
setzliche Änderungen, die 
über wiegend zur Umsetzung 
verschiedener im Entwurf 
des Staatshaushaltsplans 

2025/2026 enthaltener Maß-
nahmen notwendig sind, in ei-
nem Artikelgesetz zusammen-
gefasst werden. Zudem sollen 
aufgrund der Änderung des 
Landesbeamtengesetzes die 
damit notwendig werdenden 
Änderungen der Beihilfever-
ordnung umgesetzt werden.

Der BBW befasst sich in seiner 
Stellungnahme im Wesentli-
chen mit der geplanten rück-
wirkenden Verankerung der 
Kostendämpfungspauschale 
im Landesbeamtengesetz und 
dem Versorgungsfonds, in den 
künftig weniger Geld fließen 
soll. Zu den genannten Geset-
zespassagen hat der BBW wie 
folgt Stellung genommen:

 < Zu Artikel 10, 11 und 12 – 
Gesetz zur Änderung des 
Landesbeamtengesetzes; 
zu Artikel 18, 19, 20, 21 – 
Änderung der Beihilfever-
ordnung; zu Artikel 22 – 
 Inkrafttreten

„Durch die geplante Änderung 
des Landesbeamtengesetzes 

(LBG) soll das Urteil des Bun-
desverwaltungsgerichts vom 
21. März 2024 (5 C 5.22) um-
gesetzt werden und die bisher 
nur in der Beihilfeverordnung 
geregelte Kostendämpfungs-
pauschale rückwirkend ab 
dem Haushaltsjahr 2013 in 
§ 78 Abs. 2a LBG normiert 
werden. Damit soll am Abzug 
einer Kostendämpfungspau-
schale in aktueller Höhe für 
bereits entstandene und für 
künftige Aufwendungen 
 festgehalten werden. Inhalt-
lich wird an die bisherige Re-
gelung des § 15 Abs. 1 BVO in 
der Fassung von Artikel 9 
Nummer 3 des Haushaltsbe-
gleitgesetzes 2013/14 vom 
18. Dezember 2012 (GBl. S. 
677, 683) angeknüpft und die-
se inhalts- und weitgehend 
wortgleich durch eine formell-
gesetzliche Regelung ersetzt. 
Zudem wird eine Ermächti-
gungsgrundlage in § 78 
Abs. 2a Satz 7 LBG geschaffen, 
auf deren Grundlage die bis-
herigen Ausnahmen in der Bei-
hilfeverordnung geregelt wer-
den sollen.

Durch zeitlich gestaffelte Än-
derungen des LBG soll die ma-
terielle Rechtslage so geregelt 
werden, wie sie seit dem Haus-
haltsbegleitgesetz 2013/14 
und den Folgeänderungen be-
stand.

Der BBW lehnt die rückwirken-
de Verankerung der Kosten-
dämpfungspauschale und die 
Festschreibung der durch das 
Haushaltsbegleitgesetz 
2013/14 erhöhten Beträge im 
LBG ab. Wir fordern weiterhin, 
dem positiven Signal vieler 
Bundesländer zu folgen und 
die Kostendämpfungspauscha-
le vollständig abzuschaffen. 
Neben Baden-Württemberg 
halten nur noch sechs Bundes-
länder an einer Kostendämp-
fungspauschale fest. Auch der 
Bund verzichtet längst auf die-
ses Sparinstrument.

Das Bundesverwaltungsgericht 
hatte mit seinem Urteil vom 
21. März 2024 (5 C 5.22) die 
Kostendämpfungspauscha-
le – als weitere Sparmaßnah-
me des Haushaltsbegleitgeset-
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zes 2023/14 – aus formellen 
Gründen für rechtswidrig und 
damit für unwirksam erklärt. 
Es hat in einem Einzelfall ent­
schieden, dass die Regelung zur 
beihilferechtlichen Kosten­
dämpfungspauschale in § 15 
Abs. 1 Satz 5 BVO vom 28. Juli 
1995 (GBl. S. 561) in der Fas­
sung von Artikel 9 Nummer 3 
des Haushaltsbegleitgesetzes 
2013/14 vom 18. Dezember 
2012 (GBl. S. 677, 683) nicht 
den Anforderungen des verfas­
sungsrechtlichen Grundsatzes 
vom Vorbehalt des Gesetzes 
genüge. Das Landesbeamten­
gesetz enthalte keine aus­
reichende Verordnungser­
mächtigung für eine durch 
Rechtsverordnung zu regelnde 
besoldungsgruppenabhängige 
Kostendämpfungspauschale. 
Die Formulierung zumutbare 
Selbstbehalte in § 78 Abs. 2 
Satz 3 LBG genüge diesen An­
forderungen nicht, weshalb die 
Regelung zur Kostendämp­
fungspauschale in der BVO, die 
auf dieser Ermächtigung ba­
siert, unwirksam sei.

Ob der Weg, die Kostendämp­
fungspauschale rückwirkend im 
Landesbeamtengesetz zu ver­
ankern, einer rechtlichen Prü­
fung standhält – was der BBW 
bezweifelt – werden erneut Ge­
richte entscheiden. Das Bundes­
verwaltungsgericht hatte in sei­
ner Urteilsbegründung klar 
dargelegt, dass es an einer aus­
reichenden gesetzlichen Er­
mächtigungsgrundla­
ge für die Regelung 
des § 15 Abs. 1 
Satz 5 BVO fehle, 
die auch nicht 
nachträglich ge­

schaffen werden könne. Statt­
dessen soll die bestehende 
 Regelung nun durch rückwir­
kende Neuregelung im LBG ‚ge­
heilt‘ werden.

Nach der Gesetzesbegründung 
stehe einer rückwirkenden Re­
gelung kein Vertrauensschutz 
entgegen, da keine inhaltliche 
Änderung erfolgt und nur eine 
aus formellen Gründen ungül­
tige Regelung durch eine recht­
lich einwandfreie Norm ersetzt 
werden soll. Der BBW sieht 
dies kritisch. Offengelassen hat 
das Bundesverwaltungsgericht 
auch, ob die Festlegung einer 
beihilferechtlichen Kosten­
dämpfungspauschale prozedu­
ralen Begründungspflichten 
genügen muss. Dafür könnte 
nach der Urteilsbegründung 
sprechen, dass Kostendämp­
fungspauschalen eine beson­
dere inhaltliche Nähe zu Besol­
dungsregelungen und damit 
zur Amtsangemessenheit der 
Besoldung aufweisen. Entspre­
chende Ausführungen fehlen 
im Gesetzentwurf.

Unabhängig von der Frage der 
juristischen Bewertung ist aus 
Sicht des BBW jedoch schwer­
wiegender, dass das Vertrauen 
der Beamtinnen und Beamten 
sowie der Versorgungsemp­
fängerinnen und Versorgungs­
empfänger in Recht und Staat 
ins Wanken gerät, wenn ge­

richtliche Rügen nicht zur Rück­
nahme von Fehlern führen, 
sondern der rechtliche Rahmen 
aus­ beziehungsweise über­
reizt wird. Der BBW fordert 
weiterhin, die Kostendämp­
fungspauschale vollständig 
 abzuschaffen.“

 < Zu Artikel 9 – Gesetz zur 
Änderung des Landesbe-
amtenversorgungsgeset-
zes Baden-Württemberg

„Mit der Änderung des § 59 
Landesbeamtenversorgungs­
gesetz Baden­Württemberg 
(LBeamtVGBW) sollen die ein­
malige Unfallentschädigung 
und die einmalige Entschädi­
gung an die höheren Beträge 
des Bundes und einiger Länder 
angepasst werden.

Der BBW begrüßt die Anhe­
bung der Entschädigungsbe­
träge und das rückwirkende 
Inkrafttreten zum 1. Januar 
2024 (Art. 22 Abs. 7) ausdrück­
lich. In diesem Zusammenhang 
erneuern wir unsere Forde­
rung, sich auch in Baden­Würt­
temberg hinsichtlich des Un­
fallausgleichs gemäß § 50 
LBeamtVGBW an den deutlich 
erhöhten Beträgen des Sozia­
len Entschädigungsrechts in 
§ 83 SGB XIV zu orientieren. 
Wir verweisen insoweit auf die 
Ausführungen in der BBW­Stel­
lungnahme vom 3. August 
2023 zum Entwurf eines Ge­
setzes zur Änderung des Lan­
desbeamtenversorgungsgeset­
zes Baden­Württemberg.

 < Zu Artikel 15 – Gesetz zur 
Änderung des Gesetzes 
über einen Versorgungs-
fonds des Landes Baden-
Württemberg

„Mit der Neufassung des § 4 
Abs. 2 und Abs. 3 VersFondsG 
soll die Höhe der Zuführungs­
beträge und ­zeitpunkte ange­
passt werden.

Der BBW wendet sich ent­
schieden gegen die Kür­

zung der Zuführungen in 
den Pensionsfonds. Die 

Kürzung um eine Mil­

liarde Euro (von 1,6 Milliarden 
Euro auf 600 Millionen Euro) 
wurde im Vorfeld zu diesem 
Gesetzentwurf mit Sparzwän­
gen aufgrund der schlechten 
Steuereinnahmen begründet. 
Trotzdem werden im Haushalt 
3,3 Milliarden Euro Mehrausga­
ben eingeplant. Dies lässt dar­
auf schließen, dass eine neue 
Priorisierung vorgenommen 
wurde, bei der der Stellenwert 
der Versorgungsausgaben und 
die damit verbundene Belas­
tung der Haushalte für die 
kommenden Generationen 
deutlich in den Hintergrund ge­
treten ist. Mit Verwunderung 
mussten wir feststellen, dass 
nach dem vorliegenden Ent­
wurf für das Kalenderjahr 
2025 400 Millionen Euro und ab 
dem Kalenderjahr 2026 210 Mil­
lionen Euro pauschal zugeführt 
werden sollen. Damit ist also 
keine einmalige Kürzung der 
Zuführung geplant, sondern 
eine Festschreibung einer jähr­
lichen Zuführung auf lediglich 
210 Millionen.

In Zeiten steigender Pensions­
verpflichtungen ist ein solches 
Vorhaben unverantwortlich. 
Damit wird aus Sicht des BBW 
auch negiert, dass die Perso­
nallage im öffentlichen Dienst 
immer prekärer wird und die 
Beschäftigten über ihre Leis­
tungsgrenze hinausgehen müs­
sen, um die anfallenden Auf­
gaben zu bewältigen. Statt 
finanzielle Herausforderungen 
auf die Zukunft zu verschieben, 
diese auf nachfolgende Gene­
rationen abzuwälzen und Mit­
tel für anderweitige Investitio­
nen zu generieren, fordert der 
BBW, Anreize für neues Perso­
nal zu schaffen, zum Beispiel 
durch Reduzierung der Wo­
chenarbeitszeit, Flexibilisie­
rung von Arbeitszeit mit den 
schon seit Jahren zugesagten 
Lebensarbeitszeitkonten, einer 
Erprobung einer 4­Tage­Woche 
im öffentlichen Dienst, einer 
Bezahlung, die deutlich über 
den verfassungsrechtlichen 
Untergrenzen liegt, und nicht 
zuletzt durch die vollständige 
Abschaffung der Kostendämp­
fungspauschale.“  

©
 A

d
o

b
eS

to
ck

/i
n

sp
ir

in
g

.t
ea

m

<

D
e

r 
ö

ff
e

n
tl

ic
h

e
 D

ie
n

st
 i

n
 B

a
d

e
n

-W
ü

rt
te

m
b

e
rg

7

BBW – Beamtenbund Tarifunion

> BBW Magazin | November 2024



Bürokratieabbau: Entlastungsallianz plant neue Maßnahmen noch in diesem Jahr

BBW warnt vor übereilten Beschlüssen
Das Land, die Kommunalen Spitzenverbände und die Wirtschaftsverbände 
arbeiten konsequent weiter am Abbau der Bürokratie. Noch in diesem Jahr 
will die Entlastungsallianz weitere Maßnahmen vorstellen. Trotz berech­
tigtem Anliegen, Bürokratie abzubauen, warnt der BBW vor übereifrigen 
Entscheidungen.

Erarbeitet werden derzeit Kon­
zepte, wie der Verwaltungs­
aufwand verringert werden 
kann. Dies wird sich auf die Ar­
beitsweise in der öffentlichen 
Verwaltung auswirken. So ist 
die Rede von mehr Ermessens­
entscheidungen und einem 
 Abbau von Regelungen zur 
 Einzelfallgerechtigkeit. Wirken 
sich die Entscheidungen der 
Entlastungsallianz negativ auf 
die Mitarbeitenden aus? Sind 
sie ausreichend auf einen 
 Wegfall von Verwaltungsvor­
schriften vorbereitet? Werden 
angesichts wegfallender Ver­
waltungsvorschriften behördli­
che Entscheidungen fehleran­
fälliger? – Fragen über Fragen, 
die im engen Zusammenhang 
mit den Bestrebungen zum Bü­
rokratieabbau stehen.

Der BBW teilt im Großen und 
Ganzen die Ziele der Entlas­
tungsallianz und auch des 
 Normenkontrollrats. Die gefor­
derte Rückführung der Freistel­
lungen nach dem Landesperso­
nalvertretungsgesetz lehnt der 
BBW allerdings ab. Die seit 
2014 erhöhten Freistellungen 
sind aus Sicht des BBW nämlich 
Voraussetzung für eine effizi­
ente Aufgabenerfüllung der 
Personalräte und für eine er­
folgreiche Kommunikation 
zwischen Arbeitgeber­ und 
 Arbeitnehmervertretern. 
Generell hält man beim BBW 
jedoch einen Abbau bürokrati­
scher Hürden für zwingend er­
forderlich. Dadurch, dass der 
Fachkräftemangel auch im öf­
fentlichen Dienst ein immer 
größeres Ausmaß annimmt, 
sei Aufgabenkritik zwingend 
erforderlich. Ein erster Schritt 
könne hier eine Reduzierung 

oder Vereinfachung von Geset­
zen und Verwaltungsvorschrif­
ten sein. Zugleich mahnt der 
BBW aber an, dass der Wegfall 
von Gesetzen und Vorschriften 
nicht zu vermehrten Fehlern 
aufgrund von Orientierungslo­
sigkeit und Rechtsunsicherheit 
bei den Mitarbeitenden führen 
darf. Bei einem umfangreiche­
ren Wegfall von Verwaltungs­
vorschriften sei es deshalb 
dringend erforderlich, die be­
troffenen Beschäftigten ent­
sprechend frühzeitig zu infor­
mieren, zu schulen und sie 
mitzunehmen.

BBW­Chef Rosenberger geht 
jedoch davon aus, dass durch 
eine Zunahme von Verwal­
tungsvorschriften behördliche 
Entscheidungen fehleranfälli­
ger werden als durch eine Re­
duzierung derselben. Unab­
hängig davon müsse die 
Fehlerkultur in der öffentlichen 
Verwaltung jedoch stetig opti­
miert werden. Dabei handele 
es sich um einen nie endenden 
Prozess. Die Frage, wer einen 
Fehler verursacht hat, müsse 
in den Hintergrund treten zu­
gunsten der Frage, wie solche 
Fehler künftig verhindert wer­
den können. Bei der Entschei­
dung für oder gegen den 
 Wegfall von (Verwaltungs­) 
Vorschriften ist aus Sicht des 
BBW zwingend abzuwägen 
zwischen notwendig für Ge­
rechtigkeit und dem Verwal­
tungsaufwand. Insbesondere 
bei Massenverwaltungspro­
zessen und entsprechenden 
Entscheidungen gelte es zu 
 bedenken, inwiefern für die 
Mitarbeitenden Verwaltungs­
vorschriften und Ausführungs­
richtlinien in vernünftigem 

Umgang Rechtssicherheit und 
Orientierung für die Einzelfall­
bearbeitung sicherstellen. So­
wohl für Mitarbeitende als 
auch Bürgerinnen und Bürger 
dürften Reduzierungen von 
Verwaltungsvorschriften 
schließlich keine Belastung 
darstellen, sondern müssten 
für Entlastung sorgen. Trotz 
berechtigtem Anliegen, Büro­
kratie abzubauen, warnt der 
BBW vor übereifrigen Entschei­
dungen. Mit dem qualifizierten 
Fachwissen und der Anwen­
dung von Verwaltungsvor­
schriften erzielten Mitarbei­
tende in der Verwaltung bei 
ihren Entscheidungen bisher 
eine hohe Akzeptanz und 
Rechtssicherheit für die Bürge­
rinnen und Bürger sowie die 
Wirtschaft. Diese hohe Akzep­
tanz schaffe eine zentrale 
Grundlage für das Vertrauen in 
den öffentlichen Dienst. Struk­
turelle Neuerungen müssten 
sich als praxistauglich heraus­
stellen. Insofern plädiert der 
BBW dafür, Expertinnen und 
Experten aus der Praxis bei den 
Entlastungsüberlegungen ein­
zubeziehen. Denn sie wüssten, 
wo im Alltag der Schuh bei der 
Umsetzung drückt. Das ge­
scheiterte Gleichbehandlungs­
gesetz sei ein Negativbeispiel 
dafür, wie es nicht geht.

 < Gleichbehandlungsgesetz 

endgültig aufgeben

In den zurückliegenden Wo­
chen hat es einigen Wirbel um 
das geplante Gleichbehand­
lungsgesetz gegeben, dessen 
Ende Staatsminister Florian 
Stegmann praktisch schon 
ausgerufen hatte. Doch dann 
wurde etwas zurückgerudert. 

Nicht zuletzt auf Druck aus der 
eigenen Partei reagierte Minis­
terpräsident Winfried Kretsch­
mann, der sich während der 
entsprechenden Ankündigung 
seines Amtschefs auf Aus­
landstour befand, und erklär­
te, dass man das Ziel des Lan­
desantidiskriminierungsgeset­
zes weiter verfolgen werde.  

Der BBW ist seit eh und je ein 
Gegner des Gleichbehand­
lungsgesetzes, das die Grünen 
im Land gerne einführen wür­
den. Denn ein solches Gesetz 
schafft aus Sicht des BBW un­
nötige Bürokratie und stellt 
öffentlich Beschäftigte von 
vornherein unter Generalver­
dacht. Aus gutem Grund ge­
hörte der BBW zu den ersten 
Kritikern des Vorhabens, noch 
bevor die Pläne für dieses Lan­
desantidiskriminierungsgesetz 
Bestandteil des Koalitionsver­
trages wurden. Seitdem hat 
der BBW keine Gelegenheit 
ausgelassen, um darauf hinzu­
weisen, dass ein solches Ge­
setz nicht nur die Bürokratie 
aufbläht, sondern das Be­
kenntnis der Landesregierung 
zum Bürokratieabbau ad ab­
surdum führt. 

Wie der BBW hält übrigens 
auch der baden­württember­
gische Normenkontrollrat ein 
solches Gesetz für überflüssig, 
zumal damit neue, teure Büro­
kratie aufgebaut würde. Das 
Kontrollgremium empfahl der 
Landesregierung, von dem Vor­
haben Abstand zu nehmen. 
Auch der BBW fordert ein end­
gültiges Aus für das Gleichbe­
handlungsgesetz. 
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Bundesverdienstkreuz am Bande

Hohe Auszeichnung für Thomas Eigenthaler
Thomas Eigenthaler, dem Eh-
renvorsitzenden der Deutschen 
Steuer-Gewerkschaft (DSTG) 
und ehemaligen stellvertreten-
den Bundesvorsitzenden des 
dbb sowie stellvertretenden 
Vorsitzenden des BBW, wurde 
jetzt in Anerkennung seiner 
Verdienste das Bundesver-
dienstkreuz am Bande verlie-
hen. Die Übergabe erfolgte am 
30. September 2024 durch den 
baden-württembergischen Fi-
nanzminister Danyal Bayaz im 
Rahmen eines Festakts im Neu-
en Schloss in Stuttgart. Der 
BBW gratuliert Thomas Eigen-
thaler, der seit dem BBW-Ge-
werkschaftstag 2012 Ehren-
mitglied im BBW ist, für diese 
hohe Auszeichnung. In seiner 

Laudatio würdigte Bayaz den 
vielfältigen Wirkungskreis Ei-
genthalers: „Es war ihm nicht 
nur Pflicht, sondern auch Kür, 
sich für das Steuerrecht und die 
Finanzverwaltung starkzuma-
chen“, sagte der Finanzminister. 
An seinem Lebenslauf zeige 
sich, welche Möglichkeiten 
auch jungen Menschen offen-
stehen, wenn sie sich für die 
Steuerverwaltung entscheiden. 
Eigenthaler habe durch sein 
umfassendes Steuerwissen und 
als „Mann der Praxis“ bei den 
Anhörungen des Finanzaus-
schusses im Bundestag stets 
überfraktionelle Anerkennung 
erfahren. Zudem hob Bayaz Ei-
genthalers Engagement als 
stellvertretender Vorsitzender 

im Hochschulrat für öffentliche 
Verwaltung und Finanzen in 
Ludwigsburg und seinen Aufga-
benbereich als stellvertreten-

der dbb Bundesvorsitzender 
hervor. Sein Wirken habe „stets 
eine konstruktive und lösungs-
orientierte Handschrift“ getra-
gen. In seiner Dankesrede be-
tonte Eigenthaler die enge 
Verknüpfung der Steuergerech-
tigkeit mit der Fragilität unse-
rer Demokratie und erinnerte 
daran, dass die Gewerkschaf-
ten des öffentlichen Dienstes 
einen besonderen Beitrag zum 
Erhalt und zur Verteidigung der 
Demokratie leisten. Thomas 
Eigenthaler: „Ich nehme diese 
Auszeichnung daher auch stell-
vertretend für die Kolleginnen 
und Kollegen der Finanzverwal-
tung als Wertschätzung für den 
gesamten Berufsstand entge-
gen.“ 

Angebot einer Freiburger Abgeordneten für Interessierte aus dem RBV Freiburg

Eine Informationsfahrt zum Stuttgarter Landtag
Auf Einladung der Freiburger 
Landtagsabgeordneten Na-
dyne Saint-Cast (Grüne) haben 
Interessierte aus verschiede-
nen Mitgliedsverbänden des 
Regierungsbezirksverbandes 
Freiburg (RBV) am 23. Oktober 
2024 an einer politischen Infor-
mationsfahrt zum Landtag von 
Baden-Württemberg in Stutt-
gart teilgenommen.

Nach einer grundsätzlichen Er-
klärung der Funktionen und 
Sitzanordnungen im Parla-
ment, konnten die Teilnehmen-
den bei einem einstündigen 
Besuch auf der Besuchertribü-
ne des Plenarsaals miterleben, 
wie eine Plenardebatte zu ei-
nem Antrag zur Gründungskul-
tur an baden-württembergi-
schen Hochschulen verläuft.

Das anschließende Abgeordne-
tengespräch mit Nadyne Saint-
Cast vermittelte einen Einblick 
in den Werdegang der Abge-
ordneten und ihren Arbeitsall-
tag. Zur Sprache kamen auch 
Themen wie die Sprachförde-
rung in den Grundschulen, die 
Rückkehr zu G9, die langen Bei-
hilfebearbeitungszeiten sowie 
die Kostendämpfungspauscha-

le, an der das Land festhält. 
Beim gemeinsamen Mittages-
sen bestand die Möglichkeit, 
die angesprochenen Themen 
zu vertiefen.

Danach hatten die Teilneh-
menden der Informationsver-
anstaltung die Gelegenheit zu 
einer Führung durch die Ge-
denkstätte „Hotel Silber“. Das 
„Hotel Silber“ in Stuttgart war 
in der NS-Zeit ein Hauptquar-
tier der Geheimen Staatspoli-
zei. Das Gebäude wurde mehr 
als ein halbes Jahrhundert von 
der Polizei genutzt und war 
Zentrale der Gestapo für Würt-
temberg und Hohenzollern. 
Der einstige Ort des NS-Terrors 
ist heute ein Ort des historisch-
politischen Lernens und der Be-
gegnung. Ausstellungen und 
Veranstaltungen beschäftigen 
sich mit Täterinnen und Tätern 
des NS-Regimes und ihren Op-
fern, mit der Polizei und ihrer 
Rolle in Diktatur und Demo-
kratie. 

 < Thomas Eigenthaler (rechts) mit 
Finanzminister Danyal Bayaz
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Qualifizierte Abschlagszahlungen und stationäre Pflegeabschläge

Beihilfe: LBV beschreitet neue Wege
Beihilfeberechtigte, die für teu-
re Arztrechnungen und Medi-
kamente in Vorleistung gehen 
müssen, ärgern sich seit vielen 
Monaten, weil das Landesamt 
für Besoldung und Versorgung 
(LBV) viel zu lange für die Bear-
beitung ihrer Beihilfeanträge 
braucht. Um die Situation zu 
verbessern, hat man sich beim 
LBV entschlossen, neue Wege 
zu beschreiten.

Damit Beihilfeberechtigte 
durch die langen Wartezeiten 
künftig weniger finanziell be-
lastet werden, hat die Behörde 
eine technische Neuerung ein-
geführt: Auf Beihilfeanträge, 
die seit dem 16. Oktober 2024 
gestellt werden, leistet das LBV 
unter bestimmten Vorausset-
zungen eine „qualifizierte Ab-
schlagszahlung“.

Diesen Abschlag muss man 
zwar nicht extra beantragen. 
Um eine Abschlagszahlung zu 
erhalten, sind allerdings be-
stimmte Voraussetzungen zu 
erfüllen.

 < Wann sind Abschläge nötig 

und möglich?

Arztrechnungen, Zahnarztrech-
nungen, Rezepte für Arzneimit-
tel und Rechnungen von Heil-
praktikern können vom LBV 
komplett elektronisch geprüft 
werden.

Nach der Digitalisierung der 
Beihilfeanträge werden diese 
beim LBV in das Prüfsystem 
übergeben. Dort werden Be-
legarten wie Rezepte für Arz-
neimittel, Arzt-, Zahnarzt- und 
Heilpraktikerrechnungen im 
Prüfsystem automatisiert 
 geprüft. Bei Auffälligkeiten 
 erfolgt eine personelle Sach-
bearbeitung (Prüfung auf Be-
legebene).

Anschließend wird der Beihilfe-
antrag in das Abrechnungssys-

tem geleitet. Stellt das Abrech-
nungssystem Auffälligkeiten 
bei dem Beihilfeantrag fest 
oder sind weitere Belegarten 
enthalten, die von einer Mitar-
beiterin oder einem Mitarbei-
ter geprüft werden müssen 
(wie zum Beispiel für Hilfsmit-
tel oder Sehhilfen), wird der 
Antrag an die personelle Sach-
bearbeitung weitergeleitet.

Um in geeigneten Fällen eine 
schnellere Auszahlung der Bei-
hilfe zu ermöglichen, werden 
jetzt zu den im Prüfsystem be-
arbeiteten Belegarten Abschlä-
ge ausbezahlt. Die Auszahlung 
eines qualifizierten Abschlags 
erfolgt erst ab einem Mindest-
abschlag in Höhe von 50 Euro. 
Bisher war dies nicht möglich. 
Wurden Rechnungen zusam-
men mit einem Beleg einge-
reicht, der erst manuell geprüft 
werden musste, konnte auch 
der elektronisch geprüfte Be-
leg noch nicht ausbezahlt wer-
den. Jetzt wird die geleistete 
Abschlagszahlung am Ende mit 
der Beihilfefestsetzung zu dem 
entsprechenden Antrag ver-
rechnet, also wenn auch über 
die Hilfsmittel entschieden 
wurde.

Die Betroffenen erhalten mit 
der Auszahlung des Abschlags 
vom LBV ein erläuterndes An-
schreiben. Darin wird auch 
klargestellt, dass es sich hierbei 
um keinen Beihilfebescheid 
handelt und eine abschließen-
de Beihilfefestsetzung und 

-zahlung nach der endgültigen 
Prüfung des Beihilfeantrags 
durch das LBV erfolgt. Die für 
die qualifizierten Abschläge in-
frage kommenden Belegarten 
wie Rezepte für Arzneimittel, 
Arzt-, Zahnarzt- und Heilprak-
tikerrechnungen machen circa 
80 Prozent der beim LBV ein-
gereichten Belege aus. Beim 
LBV geht man deshalb davon 
aus, dass viele beihilfeberech-
tigte Personen einen Abschlag 
zeitnah nach Einreichung des 
Beihilfeantrags auf die im 
 Prüfsystem geprüften Belege 
erhalten.

Hinweise zu den fünf häufigs-
ten Fehlern bei der Beihilfean-
tragsstellung hat das LBV auf 
seiner Homepage veröffent-
licht. Außerdem kann man sich 
dort auch über den aktuellen 
Bearbeitungsstand und das 
 älteste Antragsdatum der ein-
gereichten Beihilfeanträge in-
formieren. Auch könnte man 
einen Screenshot erstellen, um 
gegebenenfalls bei ärztlichen 
Abrechnungsstellen einen Zah-
lungsaufschub zu erreichen.

 < Stationäre Pflegeabschläge

Ab Oktober 2024 gewährt das 
LBV künftig von Amts wegen 
Abschlagszahlungen für einen 
Zeitraum von sechs Monaten 
zu stationärer Pflege in Pflege-
heimen. Das Abschlagsverfah-
ren führt zu einer Entlastung 
für die beihilfeberechtigten 
Personen, welche statt bisher 

monatlich nur noch alle sechs 
Monate einen Beihilfeantrag 
für die Erstattung von statio-
nären Pflegeheimrechnungen 
einreichen müssen. Dies führt 
auch zu weniger zu bearbei-
tenden Beihilfeanträgen beim 
LBV.

Die Abschlagszahlungen erhal-
ten alle beihilfeberechtigten 
Personen, die ab Oktober 2024 
erstmalig Leistungen zu statio-
närer Pflege in einem Pflege-
heim beantragen. Sobald dem 
LBV eine stationäre Pflege-
heimunterbringung bekannt 
wird, erhält die beihilfeberech-
tigte Person Informationen 
zum Abschlagsverfahren. Be-
standsfälle können stationäre 
Pflegeabschläge beantragen.

Der Abschlag wird – wie beim 
Pflegegeld im Bereich der am-
bulanten Pflege – für einen 
Zeitraum von sechs Monaten 
gewährt. Nach Ablauf des Ab-
schlagszeitraums erfolgt eine 
Beihilfefestsetzung zu den 
Pflegeheimrechnungen der 
letzten sechs Monate. An-
schließend wird der Abschlag 
erneut für sechs Monate fest-
gesetzt und ausbezahlt.

Bisher reichen die beihilfebe-
rechtigten Personen bei statio-
närer Pflege fortlaufend die 
monatlichen Pflegeheimrech-
nungen bei der Beihilfestelle 
ein. Dies führt bei einer monat-
lichen Einreichung zu mindes-
tens zwölf Beihilfeanträgen im 
Kalenderjahr.

Künftig müssen die Pflege-
heimrechnungen grundsätzlich 
nur noch zweimal im Jahr zur 
Beihilfeabrechnung eingereicht 
werden. Dies reduziert die An-
zahl der eingereichten Beihilfe-
anträge. Im Vorfeld fand eine 
Pilotierung statt, aufgrund 
dessen mit circa 20 000 weni-
ger Beihilfeanträgen im Jahr 
gerechnet werden kann. 
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Gedankenaustausch mit Spitzenvertretern der FDP

Das Thema: die digitale Souveränität
Der FDP-Fraktionsvorsitzende 
Hans-Ulrich Rülke und seine 
Stellvertreterin Julia Goll, Mit-
glied im Ausschuss für Inneres, 
Digitalisierung und Kommuna-

les, haben im Oktober BBW-
Vorsitzenden Kai Rosenberger, 
seinen Stellvertreter Jörg Feuer-
bacher und den Initiator der 
BBW-Arbeitsgruppe „Digitale 

Souveränität“, Cord Santel-
mann, zu einem Gedankenaus-
tausch empfangen. Gegenstand 
der Unterredung, die im Haus 
der Abgeordneten in Stuttgart 

stattfand, war das Positionspa-
pier des BBW zur digitalen Sou-
veränität. Die Vertreter des 
BBW erläuterten die Dringlich-
keit der Ausarbeitung eines Ge-
samtkonzepts zur Sicherstel-
lung der Funktionsfähigkeit der 
öffentlichen Verwaltung.

Zu den wesentlichen Punkten 
des Papiers wurde in einem 
 offenen und konstruktiven 
 Gespräch Übereinstimmung 
erzielt. Insbesondere die Da-
tensicherheit und die Nut-
zungsmöglichkeiten digitaler 
Dienstleistungen für den Bür-
ger stehen auch für die FDP 
oben auf der Agenda. Erörtert 
wurde insbesondere auch die 
Notwendigkeit, Rechenzentren 
für die Verwaltung einheitlich 
zu betreiben und deren Struk-
turen zu stärken.

Die Vertreter von BBW und Li-
beralen haben eine weitere Zu-
sammenarbeit vereinbart, um 
das Bewusstsein für diese Pro-
blematik zu schärfen. 

Langjähriger Justiziar und Geschäftsführer des BBW gestorben

Trauer um Peter Rist
Der BBW – Beamtenbund Tarifunion trauert um Peter Rist, sei-
nen langjährigen Justiziar und Geschäftsführer, der am 27. Ok-
tober 2024 im Alter von 92 Jahren in Stuttgart gestorben ist. 
Der BBW wird ihm stets ein ehrendes Andenken bewahren.

Peter Rist war ein Urgestein berufspolitischer Arbeit. Von 1974 
bis 1997 hat er als Geschäftsführer und Jurist maßgebend und 
richtungsweisend die Arbeit der Organisation mitgestaltet 
und vertreten. In dieser Zeit war er treibende Kraft und ein en-
gagierter Verfechter der Ziele und Positionen der organisierten 
Beschäftigten des öffentlichen Dienstes. 

Er hat sich besonders juristisch in vielen Einzelfällen für die 
Rechte der Mitglieder eingesetzt und dabei manch grundsätz-

liches und heute noch rich-
tungsweisendes Urteil für den 
Beamten- und Tarifbereich er-
stritten. Sein praxisorientier-
ter und juristischer Sachver-
stand war bei den Gerichten 
und Behörden sowie der Mi-
nisterialbürokratie anerkannt.

In die Geschäftsführung des 
BBW hat er sich bis ins hohe Alter mit großem Engagement 
eingebracht. Peter Rist hat damit entscheidend zur Entwick-
lung, Festigung und Bedeutung des BBW – Beamtenbund 
 Tarifunion beigetragen.
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 < Das Positionspapier des BBW zum Thema digitale Souveränität war Gegenstand der Unterredung mit dem  
FDP-Fraktionschef und seiner Stellvertreterin (von rechts): Cord Santelmann, Initiator der BBW-Arbeitsgruppe  
„Digitale Souveränität“; BBW-Vize Jörg Feuerbacher; BBW-Chef Kai Rosenberger; Hans-Ulrich Rülke, Vorsitzender 
der FDP-Landtagsfraktion; Julia Goll, stellvertretende Vorsitzende der FDP-Landtagsfraktion.
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Antrittsbesuch beim neuen Regierungspräsidenten in Freiburg

Im Fokus: der Personalmangel sowie 
Sinn und Nutzen einer 4-Tage-Woche
BBW-Chef Kai Rosenberger und 
der Freiburger Regierungspräsi-
dent Carsten Gabbert sind am 
7. Oktober 2024 zu einem ers-
ten Gedankenaustausch zu-
sammengetroffen.

Gabbert ist seit 1. April 2024 
im Amt und Nachfolger der 
ehemaligen Freiburger Regie-
rungspräsidentin Bärbel Schä-
fer, die im Frühjahr 2024 in den 
Ruhestand trat. Die Unterre-
dung, an der auch BBW-Vize 
Tina Stark, der stellvertretende 
Vorsitzende des BBW-Regie-
rungsbezirksverbands Freiburg, 
Matthias Zipfel, und Klemens 
Ficht, der Vizepräsident des 
Freiburger Regierungspräsidi-
ums teilgenommen haben, 
fand in der Freiburger Behörde 
statt. Gesprochen hat man 
im Verlauf des knapp einein-
halbstündigen Gedankenaus-
tauschs über den Personal-
mangel und in diesem 
Zusammenhang auch über 
Sinn und Nutzen einer 4-Tage-
Woche. Man war sich einig, 
dass die Ergebnisse der bislang 
dazu vorliegenden Studien viel-
fach Erfolg versprechend seien. 
BBW-Chef Rosenberger zeigte 
sich überzeugt, dass man in 
Zeiten eines weitverbreiteten 
Arbeitskräftemangels mit einer 
4-Tage-Woche neues Personal 
gewinnen und vorhandene 
Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter in Unternehmen wie 

auch in Behörden binden kann. 
Deshalb fordere der BBW auch 
das Land auf, im öffentlichen 
Dienst ein „Pilotprojekt 4-Tage-
Woche“ zu starten, sagte er ge-
genüber Regierungspräsident 
Gabbert.

Wenige Tage bevor der Land-
tag das BVAnp-ÄG 2024/2025 
beschlossen hat, erläuterte der 
BBW-Vorsitzende gegenüber 
Regierungspräsident Gabbert 
noch einmal, warum der BBW 
die in diesem Gesetz veranker-
te Anpassung von Besoldung 

und Versorgung kritisch sieht. 
Beim BBW, so Rosenberger, sei 
man nämlich nach wie vor der 
Meinung, dass bei der Anpas-
sung von Besoldung sowohl die 
Übernahme des Sockelbetrags 
als auch die Einbeziehung eines 
fiktiven Partnereinkommens 
als Bezugsgröße der Besoldung 
verfassungsrechtlich anfecht-
bar sind. Noch einmal unter-
strichen hat Rosenberger zu-
dem, warum der BBW ein 
Landesantidiskriminierungs-
gesetz ablehnt und fordert, 
das Gesetzesvorhaben für das 

Gleichbehandlungsgesetz end-
lich aufzugeben.

Den Antrittsbesuch beim neuen 
Regierungspräsidenten nutzten 
der BBW-Vorsitzende und seine 
Begleitung auch, um das Aufga-
benspektrum des BBW und des 
BBW-Regierungsbezirksver-
bands (RBV) Freiburg vorzustel-
len und über die Arbeit der 
Kommission Bildung und Wis-
senschaft im BBW (KBW) zu in-
formieren, deren Vorsitzende 
die stellvertretende BBW-Vor-
sitzende Tina Stark ist. 
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 < Trafen sich im Regierungspräsidium Freiburg (von rechts): Matthias Zipfel, stellvertretender Vorsitzender des 
BBW-Regierungsbezirksverbands Freiburg; BBW-Chef Kai Rosenberger; Regierungspräsident Carsten Gabbert; 
Tina Stark, stellvertretende BBW-Vorsitzende; Regierungsvize Klemens Ficht.
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Finanzminister bringt Doppelhaushalt in den Landtag ein

Viel Geld für Bildung und Sicherheit
Finanzminister Danyal Bayaz hat im Oktober den Entwurf für den Doppelhaushalt 2025/2026 in den 
Landtag eingebracht. Der Regierungsentwurf umfasst insgesamt eine Summe von rund 136 Milliar­
den Euro und sieht Mehrausgaben in Höhe von 3,3 Milliarden Euro vor.

Mit dem vorliegenden Doppel­
haushalt räume die Landes­
regierung Aufgaben wie „der 
wirtschaftlichen Entwicklung, 
der Stärkung unseres Bildungs­
systems und der Sicherheit der 
Menschen bei uns im Land“ 
 Priorität ein, sagte der Finanz­
minister bei der Vorstellung 
des Etatentwurfs.

 < Bildung

Rund 30 Milliarden sind für den 
Bildungsbereich eingeplant. 
Das Geld fließt in die Gehälter 
der Lehrerinnen und Lehrer, 
insbesondere aber in Investiti­
onen für die Bildung. Allein für 
den Ausbau der frühkindlichen 
Sprachförderung sind 231 Milli­
onen vorgesehen, eine Investi­
tion, die Bayaz als dringend er­
forderlich bezeichnete. Denn 
verfügten Kinder über zu we­
nig Sprachkompetenzen, min­
dere das ihre schulischen Leis­
tungen, was am Ende auch für 
die Unternehmen im Land zum 
Problem werde. Deshalb seien 
Investitionen in die Bildung 
nicht nur Investitionen in die 

Zukunft, sondern im Endeffekt 
auch ein Standortfaktor.

 < Forschung und 

Entwicklung

Neben Investitionen in die Bil­
dung solle auch Geld für For­
schung und Entwicklung den 
Wirtschaftsstandort Baden­
Württemberg stärken. Das 
mache man beispielsweise 
über die Finanzierung der Uni­
versitäten und Hochschulen, 
sagte der Finanzminister. Zu­
gleich verwies er auf die Förde­
rung von Innovationszentren 
wie das Cyber Valley in Tübin­
gen und ein KI­Zentrum in 
Heilbronn. Dafür seien im 
Haushalt gut 500 Millionen 
vorgesehen.

 < Innere Sicherheit

Zusätzlich fast 349 Millionen 
Euro will das Land in die Stär­
kung der inneren Sicherheit in­
vestieren. Den Fokus lege man 
dabei auch auf die Digitalisie­
rung der Polizei, sagte Bayaz. 
Denn wer Verbrechen im 21. 

Jahrhundert verfolgen und ver­
hindern wolle, der müsse dazu 
auch die Mittel des 21. Jahr­
hunderts nutzen können.

Geplant ist auch eine personel­
le Stärkung der Polizei und der 
Justiz. So sollen bei der Polizei 
650 neue Stellen entstehen 
und rund 260 im Justizvollzug 
und im Strafbereich der Justiz. 
Zudem will man eine neue 
Ermittlungs einheit einrichten, 
um Wirtschaftskriminalität 

und Geldwäsche besser begeg­
nen zu können.

 < Klimaschutz

Auch der Klimaschutz und der 
ökologische Umbau des Landes 
und der Wirtschaft stehen auf 
der Agenda. Hier gelte: Wenn 
die Spielräume kleiner werden, 
müsse man effektive Maßnah­
men ergreifen, sagte der Fi­
nanzminister. Ein Schwerpunkt 
hierbei sei eine klimaneutrale 
Wärmeversorgung sowie In­
vestitionen in die Sanierung 
landeseigener Gebäude.

 < Kommunen

Um die finanziellen Probleme 
der Städte, Gemeinden und 
Landkreise abzumildern, ist im 
Doppelhaushalt auch eine fi­
nanzielle Unterstützung der 
Kommunen eingeplant. Sie sol­
len Geld für den Ausbau der 
Ganztagsbetreuung an den 
Grundschulen bekommen. Für 
die Unterstützung der Kran­
kenhäuser sind 150 Millionen 
eingeplant und 1,1 Milliarden 
zur Förderung des Breitband­
ausbaus. 

Herbst­Steuerschätzung 

Land muss mit weniger 
Geld auskommen
Die Herbst­Steuerschätzung reißt tiefe Löcher auch in die Landes­

kasse. Bund, Länder und Kommunen müssen laut der jüngsten Steu­

erschätzung im kommenden Jahr mit 12,7 Milliarden Euro weniger 

Steuereinnahmen auskommen als noch im Frühjahr prognostiziert. 

Auch Baden­Württemberg steht deutlich weniger Steuergeld zur 

Verfügung. Demnach muss das Land mit 1,85 Milliarden Euro weni­

ger auskommen als gedacht. Die Steuerschätzung im Mai war noch 

von einem Plus an Steuereinnahmen ausgegangen. 
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Arbeitstagungen des Regierungsbezirksverbands Tübingen und Karlsruhe

Im Fokus: aktuelle politische Entwicklungen
BBW-Chef Kai Rosenberger hat 
bei den Arbeitstagungen der 
BBW-Regierungsbezirksver-
bände Tübingen und Karlsruhe 
zu aktuellen politischen Ent-
wicklungen und zur Tarifforde-
rung TVöD 2025 Stellung bezo-
gen. Die Sitzungen fand am 
16. Oktober 2024 in Sigmarin-
gen und am 20. Oktober 2024 
in Karlsruhe statt.

Thematisiert hat Rosenberger 
das Vorhaben des Staatsminis-
teriums, eine eigene Laufbahn 
für Geistes- und Sozialwissen-
schaftler einzurichten, den 
 unrühmlichen baden-würt-
tembergischen Weg zur Beibe-
haltung der Kostendämpfungs-
pauschale, den Wirbel um das 
Gleichbehandlungsgesetz, die 
langen Bearbeitungszeiten von 
Beihilfeanträgen und die Tarif-
forderung TVöD 2025.

Äußerst kritisch äußerte sich 
der BBW-Vorsitzende zum Ent-
wurf des Staatsministeriums 
zur Einrichtung einer Laufbahn 
für den höheren geistes- und 

sozialwissenschaftlichen 
Dienst. So wie diese vorgesehen 
sei, widerspreche sie dem im 
Landesbeamtengesetz veran-
kerten Funktionsvorbehalt, sag-
te Rosenberger. Im Übrigen kön-
ne der BBW den als Begründung 
angegebenen Fachkräfteman-
gel im Bereich der Geistes- und 
Sozialwissenschaften nicht an-
satzweise nachvollziehen. Für 
Rosenberger steht vielmehr 
fest: Würde diese Laufbahn ein-
gerichtet, hätten viele Personen 
einen erleichterten Zugang zum 
höheren Dienst der Landes-
verwaltung, der den An-
forderungen an die Laufbahn-
befähigung für den höheren 
Verwaltungsdienst nicht ge-
recht wird. Im Übrigen wäre im 
Falle eines politischen Wechsels, 
der laut aktuellen Umfragen 
durchaus im Frühjahr 2026 an-
stehen könnte, eine Verwen-
dung dieser neuen Beamtinnen 
und Beamten, die nicht selten 
an den Spitzen der Ministerial- 
und Parlamentsverwaltung ar-
beiten, stark eingeschränkt. 
Verärgert und enttäuscht zeigte 

sich Rosenberger darüber, dass 
dem Versorgungsfonds für das 
Kalenderjahr 2025 einmalig 
400 Millionen Euro und ab dem 
Kalenderjahr 2026 nur noch 
210 Millionen Euro pro Jahr pau-
schal zugeführt werden sollen. 
Damit würden finanzielle Her-
ausforderungen auf die Zukunft 
verschoben und auf nachfol-
gende Generationen abgewälzt.

Auch dass das Land an der Kos-
tendämpfungspauschale fest-
hält, sorgt beim BBW für Ärger 
und Verdruss. Damit zeige sich 
die Landesregierung gegen-
über kranken Beihilfeberech-
tigten von ihrer harten Seite, 
kritisierte der BBW-Vorsitzende 
in Sigmaringen. Unter den 16 

Bundesländern gehöre Baden-
Württemberg damit neben 
sechs weiteren zu der Gruppe, 
die an der Kostendämpfungs-
pauschale festhalten.

Kritisch äußerte sich Rosen-
berger zudem zur 1-zu-1-Über-
tragung des Tarifergebnisses 
TV-L 2023 auf den Beamten- 
und Versorgungs bereich und 
dabei insbesondere zur Anrech-
nung eines fiktiven Partnerein-
kommens als Bezugsgröße für 
die Besoldung.

Auf die Tarifforderung TVöD 
2025 eingehend sagte Rosen-
berger, neu sei diesmal, dass 
nicht, wie bislang üblich, eine 
lineare Entgeltforderung in 
konkreter Höhe gefordert wird, 
sondern ein Volumen von 
8 Prozent, mindestens jedoch 
350 Euro monatlich, als Forde-
rung benannt wird. Dies be-
deute, dass sämtliche „Neben-
forderungen“, die bezüglich des 
Arbeitsentgelts aufgestellt 
wurden, beim geforderten Vo-
lumen angerechnet werden. 

„KI in der Bildung“ – Philologenverband zum Engagement des Kultusministeriums

Viele Fragen sind noch unbeantwortet
Der Philologenverband Baden-
Württemberg (PhV BW) be-
grüßt das Engagement des Kul-
tusministeriums zum Umgang 
mit „KI in der Bildung“, sieht 
aber noch wesentliche Fragen 
unbeantwortet. „Wir verschlie-
ßen uns nicht gegenüber den 
Entwicklungen im digitalen Be-
reich, müssen aber im Hinblick 
auf die Schülerinnen und Schü-
ler reflektiert neue Möglich-
keiten bewerten und Risiken  
abschätzen“, erklärte PhV-Vor-
sitzende Martina Scherer.

Der Philologenverband begrüßt 
zwar, dass das Kultusministeri-

um sich um „KI in der Bildung“ 
kümmern und Schulen bei dem 
Thema unterstützen will. Im 
Zusammenhang mit dem „KI-
Zentrum Schule“ sieht der Ver-
band gymnasialer Lehrkräfte 
aber zentralen Fragen noch 
 unbeantwortet. So kann Ver-
bandsvorsitzende Martina 
Scherer beispielsweise nicht 
nachvollziehen, warum die 
Lehrkräfte, und damit die Prak-
tiker, die in erster Linie betrof-
fen sind, nicht im Vorfeld in die 
Planungen einbezogen, son-
dern nur über die Presse infor-
miert und somit vor vollendete 
Tatsachen gestellt werden. Da-

rüber hinaus hinterfragt der 
Referent des PhV BW für IT und 
Medien, Cord Santelmann: 
„Warum braucht das Land das 
Sponsoring einer wirtschafts-
nahen Stiftung und finanziert 
ein solch wichtiges Thema 
nicht allein? Ist sichergestellt, 
dass hier interessierte Kreise 
keinen unbefugten Einfluss auf 
Bildungsinhalte und Lehrkräf-
tebildung nehmen?“ Immerhin 
stehe das Schulwesen laut 
Grundgesetz unter der Auf-
sicht des Staates und nicht pri-
vater Stiftungen. „Der Philo-
logenverband vermisst in der 
Außendarstellung des Ministe-

riums Aspekte, die in Schulen 
besonderer Aufmerksamkeit 
bedürfen: Datenschutz, Schutz 
der Persönlichkeitsrechte von 
Schülerschaft und Lehrkräften, 
Bewahrung der pädagogischen 
Verantwortung beziehungs-
weise Freiheit der Lehrkräfte 
auch bei digitalen Lehrmetho-
den“, ergänzt Karin Fetzner, 
stellvertretende Landesvorsit-
zende des PhV BW. Wenn KI in 
der Schule womöglich ohne Be-
teiligung der Verbände und der 
Personalvertretungen vorange-
trieben werde, bestehe die Ge-
fahr, dass viele dieser Kriterien 
unter den Tisch fielen. 
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 < BBW-Chef Rosenberger bei der 
Arbeitssitzung des Regierungs-
bezirksverbands Tübingen
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Seminarangebote im Jahr 2025
In Zusammenarbeit mit der dbb akademie führt der BBW – Beamtenbund Tarifunion im  

Jahr 2025 wieder verbandsbezogene Bildungsveranstaltungen durch.  

Vorab die ersten Termine:

Dienstrecht B004 CH

 > 11. bis 13. Februar 2025

 > 9 bis 16.30 Uhr

 > Karlsruhe, Leonardo Hotel

 > 477 Euro für Mitglieder

n

Erbrecht und 
 Verfügungen B011 CH

 > 20. bis 21. Mai 2025

 > 9 bis 16.30 Uhr

 > Karlsruhe, Tagungsstätte 
noch unklar

 > 318 Euro für Mitglieder

n

Personalmanagement 
B003 CH

Gesundheitsfalle Arbeitsplatz –  
was macht krank und wie wir 

auf unsere Gesundheit achten 
sollten

 > 6. bis 8. Juli 2025

 > 14 bis 12.30 Uhr

 > Waldhotel Sommerberg,  
Baiersbronn

 > 318 Euro für Mitglieder

Wichtige Hinweise:

Über unser Seminarangebot hinaus 
bieten wir auch die Möglich keit, 
über „Voucher“ Seminare der dbb 
akademie zu buchen. Mit diesen 
Gutscheinen besteht die Möglich­
keit, vergünstigt an Seminaren des 
offenen Programms der dbb akade­
mie teilzunehmen.

Interessierte informieren sich auf 
der Homepage der dbb akademie 
(www.dbbakademie.de) bei den Se­

minaren im „offenen Programm“ 
(Kennbuchstabe „Q“ vor der Semi­
narnummer) und fragen dann beim 
BBW nach, ob für diese Veranstal­
tung Voucher zur Verfügung stehen.

Mit diesem Angebot wollen wir un­
seren Mitgliedern die Möglichkeit 
einräumen, zu einem vergünstigten 
Seminarbeitrag von dem vielseiti­
gen Seminarangebot der dbb akade­
mie Gebrauch zu machen.

Für Seminare mit politischem Inhalt 
wird bei der Bundeszentrale für po­
litische Bildung die Anerkennung als 
förderungswürdig im Sinne der Vor­
schriften über Sonderurlaub für 
Beamte und Richter im Bundes­
dienst beantragt, sodass auch Son­
derurlaub nach den landesrechtli­
chen Vorschriften gewährt werden 
kann.

Alle Seminare sind auch für Nicht­
mitglieder offen. Der Seminarbei­
trag beträgt bei Nichtmitgliedern 

das Doppelte des ausgewiesenen 
Betrages.

Anmeldungen können nur über die 
Landesgeschäftsstellen der Mit­
gliedsverbände des BBW entgegen­
genommen werden. Diese halten 
Anmeldeformulare bereit. Eine un­
mittelbare Anmeldung bei der dbb 
akademie ist nicht möglich. Anmel­
deformulare sowie unser Seminar­
programm finden Sie auch im Inter­
net unter www.bbw.dbb.de.

Seminare, die die Mindestteilneh­
merzahl nicht erreichen, werden 
spätestens vier Wochen vor dem 
geplanten Seminartermin abgesagt. 
Daher empfehlen wir, sich zeitnah 
für die gewünschten Seminare an­
zumelden.

Darüber hinaus verweisen wir auf 
die weiteren von der dbb akademie 
angebotenen Seminare, die Sie im 
Internet unter www.dbbakademie.

de finden.

Vom 3. bis 5. Dezember 2024 in Karlsruhe

Grundschulung für neu und wiedergewählte 
Personalrätinnen und Personalräte
Die Personalratswahlen 2024 sind mittlerweile abgeschlossen und 
die Personalrätinnen und Personalräte haben ihre Arbeit aufgenom­
men. Damit die neu beziehungsweise wiedergewählten Personal­
rätinnen und Personalräte ihren Aufgaben gerecht werden können, 
bietet der BBW in Zusammenarbeit mit der dbb akademie eine 
Grundschulung für neu oder wiedergewählte Personalrätinnen und 
Personalräte an:

Die Schulungsveranstaltung findet vom 3. bis 5. Dezember 2024 im 
Leonardo Hotel in Karlsruhe statt. Das Seminar richtet sich an neu 
und wiedergewählte Personalrätinnen und Personalvertreter. Dozent 
und Seminarleiter ist Dieter Fischer, ehemaliger Lehrbeauftragter an 
der hessischen Hochschule für Polizei und Verwaltung.

Aufgezeigt und vermittelt werden im Verlauf der Veranstaltung:

 > Grundlagen und Systematik des Personalvertretungsrechts in 
 Baden­Württemberg

 > Zusammenhänge zwischen Arbeits­/Tarif­/Dienstrecht und dem 
Landespersonalvertretungsgesetz (LPVG)

 > Rechtssicherer Umgang mit dem LPVG in der Praxis

 > Rechte des Personalrats als Mitgestalter und Partner der Dienst­
stellenleitung und die rechtlichen Zusammenhänge zum Arbeits­/
Tarif­ und Dienstrecht

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer erhalten ein ausführliches und 
aktuelles Skript, das zugleich ein Nachschlagewerk für die Praxis ist, 
und eine Begleitunterlage mit aktuellen Rechtsfällen und Fallbeispie­
len/Übungen. Weiter steht eine PDF­Version mit Gesetzes texten des 
LPVG und mit Fällen und Urteilen zur Verfügung.

Zusätzlich wird eine Ausarbeitung „Rechtsförmigkeit im Arbeits­/
Tarif­ und Personalvertretungsrecht“ auf Grundlage des „Hand­
buches der Rechtsförmigkeit“ des Bundesinnenministeriums aus­
gegeben.

Die Seminargebühr (inkl. Übernachtung und Verpflegung) beträgt 
1 107 Euro, wobei die Kostenübernahme durch den Dienstherrn nach 
§ 41 Abs. 1 LPVG möglich ist. Voraussetzung ist, dass eine entspre­
chende Beschlussfassung im Gremium erfolgt ist.

Zur verbindlichen Anmeldung sind das Anmeldeformular und die Be­
scheinigung über die Kostenübernahme ausgefüllt und unterschrie­
ben per E­Mail an den BBW (bbw@bbw.dbb.de) zu senden. Wer sich 
beim BBW angemeldet hat, erhält dann von der dbb akademie eine 
Einladung und die notwendigen Seminarunterlagen. Die Berücksich­
tigung der Anmeldung erfolgt nach dem Datum des Eingangs.

Bei Bedarf wird der BBW weitere Schulungs veranstaltungen anbie­
ten.
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Der BBW: Einer für alle.
Was ist der BBW?

Im BBW sind 50 Gewerkschaften und Verbände des öffentlichen Dienstes und

des privaten Dienstleistungssektors unter einem Dach vereint.

Der BBW ist parteipolitisch unabhängig und hat mehr als 140.000 Mitglieder. 

Wen vertritt der BBW?

Der BBW ist die gewerkschaftliche Interessenvertretung für Beamtinnen und

Beamte im Landesdienst und in der Kommunalverwaltung Baden-Württemberg.

Gemeinsam mit seinen Fachgewerkschaften vertritt der BBW aber auch

Tarifbeschäftigte.

Was macht der BBW?

Der BBW setzt sich gezielt für die Rechte und Interessen von Beamten,

Versorgungsempfängern und Tarifbeschäftigten ein – zum Beispiel dafür, dass

alle gleichermaßen an der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung teilhaben.

Deshalb stehen wir im ständigen Dialog mit der Landesregierung und sind in

Politik und Öffentlichkeit präsent.

Welche Ziele verfolgt der BBW?

Ein wichtiges Ziel des BBW ist, die öffentliche Verwaltung für eine moderne

Gesellschaft zukunftssicher zu machen. Voraussetzungen dafür sind unter 

anderem eine leistungsstarke Verwaltung, ein modernes Dienstrecht, der Erhalt

der Tarifautonomie und des Flächentarifvertrags, eine leistungsbezogene

Verwaltung, flexible Arbeitszeitmodelle sowie ein funktionierendes Gesund-

heitsmanagement. 

Am Hohengeren 12 . 70188 Stuttgart
Telefon 0711/16876 - 0 . E-Mail bbw@bbw.dbb.de 

Mehr Informationen: www.bbw.dbb.de


